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Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 

Amt für Wald und Naturgefahren 

Abteilung Naturgefahren 

 

Schloss 2 

3800 Interlaken 

+41 31 636 12 00 

naturgefahren@be.ch 

www.be.ch/naturgefahren 

 

Adrian Peter 

+41 31 636 58 06 

adrian.peter@be.ch 

Abteilung Naturgefahren, Schloss 2, 3800 Interlaken 

 

 

Amt für Gemeinden und Raumordnung 

Nydeggasse 11/13 

3011 Bern 

 

   

Geschäfts Nr. der Leitbehörde: 2022.DIJ.3620 

Stellungnahme Naturgefahren 

Gemeinde:   Lützelflüh 

Gesuchsteller: Einwohnergemeinde Lützelflüh 

Vorhaben: Lützelflüh; Revision Ortsplanung 

Beurteilung des Vorhabens 

Die Umsetzung der Gefahrenkarte in die Grundordnung wurde durch die Abteilung Naturgefahren hin-

sichtlich der Übernahme des Naturgefahrenartikels ins Baureglement sowie der korrekten Übertragung 

und Darstellung der Gefahrengebiete Schnee-, Rutsch- und Sturzprozesse in den Zonenplan geprüft und 

für gut befunden. 

Einzig ist hier anzumerken, dass die Gefahrenhinweiskarte (GHK) ebenfalls im detaillierteren Perimeter 

der Gefahrenkarte (GK) dargestellt wird, was die Leserlichkeit erschwert. Wir schlagen vor die GHK in-

nerhalb des GK-Perimeters nicht darzustellen. 

Bestehende, unüberbaute Bauzonen oder Neueinzonungen weisen keinen Konflikt mit Lawinen-, Rutsch- 

oder Sturzgefahren auf. 

Wir können der Revision der Ortsplanung in vorliegender Form zustimmen. 

 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

 

 

  

 

Abteilung Naturgefahren 

 

 

 

 

Adrian Peter 

Fachspezialist Naturgefahren 
 



 

dlle—Th  Regionalkonferenz  Emmental  

Amt für Gemeinden 
und Raumordnung  

2 4.  JUNI  2022  
Amt für Gemeinden und Raumordnung 
Orts- und Regionalplanung 
Herr  Max  Bühler 
Nydeggasse  11/13 
3011  Bern 

Burgdorf,  23.  Juni  2022  
Kontakt: Valerie  Fux  

Vorprüfung Ortsplanungsrevision Gemeinde Lützelflüh, Mitbericht  der  Regio-
nalkonferenz  Emmental,  RKE 

Lieber Max  

Besten Dank für  die  Unterlagen und  die  Einladung, uns im Rahmen eines fachlichen Mitberichts zur 
OPR Lützelflüh zu äussern. 

Das RGSK  2021 Emmental  bezeichnet  die  Gebiete «Emnnentalstrasse» und «Kentaurareal» als «Vor-
ranggebiete Siedlungsentwicklung Arbeiten», welche mit  der  vorliegenden OPR eingezont werden.  Die  
Region fordert und fördert  die  Einzonung  der  eingetragenen Vorranggebiete. Für  die  Region  Emmental  
ist zentral, dass eine Standortgemeinde Arbeitszonen für bestehende oder neuansiedelnde Betriebe zur 
Verfügung stellt. Das Gebiet «Kentaurareal» umfasst im RGSK  2021 den  Koordinationsstand «Zwi-
schenergebnis». Betreffend  die  Abhängigkeiten und  den  Koordinationsbedarf, um  den  Koordinations-
stand «Festsetzung» zu erlangen, wird ausschliesslich  die  Sicherstellung  der  Verfügbarkeit genannt. 
Diese Sicherstellung  der  Verfügbarkeit wird im Rahmen  der  OPR erfolgen (gemäss Erläuterungsbericht 
nach  der  Vorprüfung).  Die  Region  Emmental  wird schliesslich bei  der  nächsten RGSK Revision  den  
Koordinationsstand für das Gebiet anpassen. Wir können somit beiden Einzonungen zustimmen und  
den  Begründungen  der  Gemeinde folgen. 

Aufgrund  der  Tatsache, dass  die  Region  Emmental  häufig mit  der  Herausforderung einer ungenügen-
den öV-Erschliessung kämpft, erachten wir eine Baulandumlegung wie sie  in  Kap.  4.1  im Erläuterungs-
bericht thematisiert wird, als sinnvolle Lösung.  

Die  Vorgaben gemäss regionalem Teilrichtplan Landschaft werden  von der  Gemeinde ebenfalls umge-
setzt.  Die  Unterteilung  in  Landschaftsschutz- und -schongebiete ist nachvollziehbar und korrekt umge-
setzt. Wir haben dazu keine weiteren Bemerkungen. 

Sämtliche Einzonungen und weitere Änderungen  an der  baurechtlichen Grundordnung umfassen somit 
keine Widersprüche zu bestehenden regionalen Planungen. 

Wir hoffen, mit diesen Hinweisen einen Beitrag zur Vorprüfung  der  OPR Lützelflüh geleistet zu haben.  

Regionalkonferenz  Emmental  Bahnhofstrasse  35 «3400  Burgdorf  T  034 461 80 28  info@region-emrnental.ch  
'Me  



Freundliche Grüsse 
Regionalkonferenz  Emmental  

Valérie Fux  
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Regionalkonferenz  Emmental  



 

  

Bau- und Verkehrsdirektion 
Amt für Wasser und Abfall 
 
Reiterstrasse 11, 3013 Bern 
+41 31 633 38 11 
info.awa@be.ch 
www.be.ch/awa 
 
 
 
  
  
  
 
 

Amt für Wasser und Abfall, Reiterstrasse 11, 3013 Bern 

 
 
Amt für Gemeinden und Raumordnung 
Max Bühler 
Nydeggasse 11 / 13 
3011 Bern 

Geschäfts-Nr. AWA 267734 24. Juni 2022 
Geschäfts-Nr. Leitbehörde 2022.DIJ.3620  
 

  

Fachbericht Wasser und Abfall 

 
Gemeinde Lützelflüh 

  

Gesuchsteller /  
Bauherrschaft 

Einwohnergemeinde Lützelflüh 
3432 Lützelflüh-Goldbach 

  

Standort Gemeindegebiet Lützelflüh 

  

Vorhaben Vorprüfung: 

Revision Ortsplanung 

  

Eingereichte Unterlagen Vorprüfungsunterlagen (digitale Daten) 

  

Ansprechpersonen Belastete Standorte 
Kleiber Hans-Peter +41 31 633 39 95 

Gewässerökologie 
Maurer Vinzenz +41 31 636 50 16 

Trinkwasser und Abwasser 
Battaglia Reto +41 31 633 38 22 

  
 

 
Weitere 
Beurteilungsgrundlagen 

 Keine 
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1. Beurteilung des Vorhabens 

Allgemein 

1.1. Der Fachbericht bezieht sich auf die eingereichten Pläne und Unterlagen. 

Belastete Standorte 

1.2. Durch die vorgesehene Revision der Ortsplanung werden mehrere im Kataster der belasteten 
Standorte (KbS) eingetragenen Standorte tangiert. 

Trinkwasser und Abwasser 

1.3. Sämtliche Gebiete mit Zonenplanänderungen sind gemäss aktuellem generellem Entwässe-
rungsplan (GEP) zu erschliessen. Falls die Erschliessung neuer Bauzonen im GEP nicht vorge-
sehen ist, muss das Teilprojekt «Entwässerungskonzept» durch den GEP-Ingenieur nachgeführt 
werden. 

1.4. In den neu ausgeschiedenen Weilerzonen sowie den neu eingezonten Parzellen ist das häus-
liche Abwasser, auch von Landwirtschaftsbetrieben, an die Kanalisation / ARA anzuschliessen. 

Gewässerökologie 

1.5. Der Fachbereich Gewässerökologie hat keine Bemerkungen zu den Vorprüfungsunterlagen. 

2. Hinweise 

2.1. Bauvorhaben auf belasteten Standorten sind vom Amt für Wasser und Abfall (AWA), Fachbe-
reich Grundwasser und Altlasten, beurteilen zu lassen. Die erforderlichen Auflagen werden im 
Rahmen des Baubewilligungsverfahrens festgelegt. In der Regel sind vor der Realisierung 
solcher Bauvorhaben altlasten- und/oder abfallrechtliche Untersuchungen notwendig (vgl. Art. 
24 - 27 der kantonalen Abfallverordnung). Diese Abklärungen müssen von einer Fachperson für 
Altlastenfragen durchgeführt werden. Das Vorgehen ist vorgängig vom AWA genehmigen zu 
lassen. 

Es wird auf folgendes Merkblatt hingewiesen, das beim geplanten Vorhaben zu beachten ist: 

2.2. Merkblatt für das Bauen auf belasteten Standorten (August 2020) 

 

3. Gebühren 

Es werden keine Gebühren verrechnet. 

  

AWA Amt für Wasser und Abfall 
Betriebe und Abfall 
 
 
 
Oliver Steiner 
Abteilungsleiter 

  

Beilage 

 Merkblatt für das Bauen auf belasteten Standorten (August 2020) 
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Bau- und Verkehrsdirektion 

Tiefbauamt 

Oberingenieurkreis IV 

 

Dunantstrasse 13 

3400 Burgdorf 

+41 31 635 53 00 

info.tbaoik4@be.ch 

www.be.ch/tba 

 

Barbara Lustenberger 

barbara.lustenberger@be.ch 

 

Tiefbauamt, Dunantstrasse 13, 3400 Burgdorf 
 

 

Amt für Gemeinden und Raumplanung 
Abteilung Orts- und Regionalplanung 
z. H. Herr Max Bühler 
Nydegggasse 11/13 
3011 Bern 
 

 

 

 27. Juni 2022 

 

 

Vorprüfung von Ortsplanungen 

 
Kantonsstrasse 

Wir haben folgende Bemerkungen: 
- Im GBR Art. 9 Abs. 1 wird der Strassenabstand zur Kantonsstrasse erwähnt. Der geforderte Ab-

stand von 5 m ist in Ordnung. 
- Die Erschliessungen der ZPP’s sind kurz und pragmatisch erwähnt. Diese sind im Grundsatz so in 

Ordnung. Es fehlt noch der Hinweis auf die Sichtweiten und erforderlichen Lichtraumprofile gem. 
den einschlägigen Normen (SN 640 201, SN 640 241, SN 640 273); dies soll noch ergänzt werden. 
Hierzu kann auf das Dokument der bfu verwiesen werden (siehe Anhang). 

 
Fusswege 

Aufgaben der Gemeinden im Rahmen der Ortsplanung sind u.a. die Baulanderschliessung sowie die Er-

schliessung und Ausstattung von Erholungsgebieten (BauG 64.2.a und 64.2.b). Hierzu gehören auch 

Planung, Bau, Betrieb und Unterhalt der Langsamverkehrsnetze. Bei den Fusswegen kommt den Schul-

wegen eine besondere Bedeutung zu, für deren Planung ebenfalls die Gemeinden verantwortlich sind. 

Die Gemeinden stimmen ihre Planungen auf jene der Nachbargemeinden, der Regionen und der kanto-

nalen Sachpläne ab. Die Planungspflicht der Gemeinden für die Fusswege ist in SG 44.2 und 47 sowie in 

SV 25, 27 - 30, 32, 33 und 61 weiter konkretisiert.  

 

Eine zweckmässige Lösung zur Koordination der verschiedenen Wegnetze ist deren Zusammenfassung 

in einem kommunalen Verkehrsrichtplan, Teil Langsamverkehr. Entsprechend dem gewählten Planungs-

instrument ist eine Vorschrift im Baureglement vorzusehen. Die gesetzliche Planungspflicht ist erfüllt, 

wenn das Netz örtlich auf einer Karte festgelegt ist und der Plan als Bestandteil der Ortsplanung geneh-

migt ist. 

 

Die Fusswege sind im Richtplan Fusswegenetz dargestellt. Wir haben keine Bemerkungen dazu. 

 
Wanderwege 

 

Die Wanderwege sind im Richtplan Fusswegenetz der Gemeinde dargestellt. Wir haben keine Bemer-

kungen dazu. 
 

Historische Verkehrswege  

Die historischen Verkehrswege sind im Inventarplan korrekt aufgeführt. Wir haben keine Bemerkungen 

dazu. 
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Velorouten 

Die Velorouten sind im Richtplan Fusswegnetz korrekt aufgeführt. Wir haben keine Bemerkungen dazu. 

 

Lärm 

Die Änderungen der 2-geschossigen Zonen in 3-geschossige Zonen entlang der Kantonsstrasse wird im 

Hinblick auf die Innenverdichtung aus Lärmsicht nicht negativ beurteilt. Es wird jedoch bereits jetzt da-

rauf hingewiesen, dass bei der Planung der neuen Geschosse darauf geachtet werden muss, dass die 

Bestimmungen der Lärmschutzverordnung eingehalten werden. 

Für die vorgesehene Lärmschutzwand auf der Parzelle 2245 muss zu gegebener Zeit eine Baubewilli-

gung eingereicht werden.   

 

 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

Tiefbauamt  

 

 
Barbara Lustenberger 

Wissenschaftliche Mitarbeiterin 
 

 

 

 

 

  
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Bau- und Verkehrsdirektion 

Amt für öffentlichen Verkehr und Verkehrskoordination 

 

Reiterstrasse 11 

3013 Bern 

+41 31 633 37 11 

info.aoev@be.ch 

www.be.ch/aoev 

 

Laurent Reusser 

+41 31 636 53 12 

laurent.reusser@be.ch 

 

AÖV, Reiterstrasse 11, 3013 Bern 

 
 
Per E-Mail 
AGR 
Max Bühler 

 

Unsere Referenz:  2022.BVD.3845 / Dok: 2478592 

Ihre Referenz: 2022.DIJ.3620 

28. Juni 2022 

Lützelflüh: Fachbericht öffentlicher Verkehr, Verkehrskoordination und Eisenbahnlärm 

 

Gemeinde Lützelflüh 

  

Gesuchsteller/ 

Bauherrschaft 

Gemeinderat Lützelflüh 

  

Vorhaben Ortsplanungsrevision 

  

Standort Gemeinde Lützelflüh 

  

Unterlagen Dossier vom 25.05.2022 

  

  

Verfahren Vorprüfung (Art. 59 BauG) 

  

 

 

Beurteilungsgrundlagen:  

 Kantonale Bauverordnung (BauV) 721.1 

 Kantonaler Richtplan, Strategieteil B und Massnahmenblätter A_01, A_05 und B_10  

 Lärmschutz-Verordnung (LSV) SR 814.41 

 Kantonale Lärmschutz-Verordnung (KLSV) 824.761 

 

 

 

1 Ausgangslage 

Die letzte Gesamtrevision der Ortsplanung der Gemeinde Lützelflüh wurde im Jahr 2010 durch die Ge-

meindeversammlung beschlossen. In einer Teilrevision wurden 2020 das Baureglement an die aktuellen 

Messweisen angepasst und der Gewässerraum in einem neuen Zonenplan Gewässerraum festgelegt. 
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Lützelflüh: Fachbericht öffentlicher Verkehr, 

Verkehrskoordination und Eisenbahnlärm 

Die Gemeinde hat die Pflicht, die Nutzungspläne regelmässig zu überprüfen und wenn sich die Verhält-

nisse erheblich geändert haben anzupassen. Diese Überprüfung erfolgt mit der vorliegenden Gesamtre-

vision.  

 

In einer Vorphase hat der Gemeinderat die Ziele und Leitlinien für die Ortsplanungsrevision in einem 

Raumentwicklungskonzept festgelegt. An den darin festgelegten Zielen und Handlungsfeldern orientiert 

sich die neue Ortsplanung. Im RGSK 2021 wurden alle bisherigen Vorranggebiete Siedlungserweiterung 

(Wohnen und Arbeiten) kritisch überprüft, weil die Anforderungen an eine Einzonung von Kulturland seit 

dem letzten RGSK erhöht wurden. In der Folge wurden 19 Gebiete aus dem RGSK gestrichen. Übrig 

bleiben zwei Vorranggebiete Wohnen und vier Vorranggebiete Arbeiten. 

2 Gesamtverkehr 

In der Ortsplanung der Gemeinde Lützelflüh sind vertiefte Überlegungen zur Siedlungsstruktur und zu 

deren Übereinstimmung mit den Einzonungsvoraussetzungen inkl. der ÖV-Erschliessung erkennbar 

(siehe Kap. 3). Allerdings fehlen Aussagen zu Auswirkungen dieser Siedlungsentwicklung auf das Ver-

kehrssystem. Die Auswirkungen des Grossprojekts Verkehrssanierung Burgdorf–Oberburg–Hasle für die 

Gemeinde Lützelflüh werden nur oberflächlich beschrieben. Vergeblich sucht man eine allgemeine Ein-

ordnung der Verkehrsmittel (Fuss- und Veloverkehr, öffentlicher Verkehr, motorisierter Individualver-

kehr). Auch zu den Parkplätzen werden weder für motorisierte Fahrzeuge noch für Velos Aussagen ge-

macht. Weder der kantonale Strassennetzplan, noch die kantonale Sachpläne Veloverkehr oder Wander-

routennetz sind erwähnt oder berücksichtigt.  

 

Einzig der kommunale Richtplan Fusswegnetz macht Aussagen zum Bereich Verkehr. Gemäss dem 

«Dossier Aufhebung Richtpläne» sollte ein «Richtplan Langsamverkehr und Erschliessung» die bisheri-

gen Verkehrsrichtpläne vom 10. August 1987 und 16. Dezember 1996 ersetzen. Der zitierte Richtplan 

liegt aber nicht vor. 

l 

Zudem weist das AÖV darauf hin, dass im Bahnhof Ramsei ein Freiverlad mit Annahmebahnhof vorhan-

den ist und im Konzept vom Bund zum Gütertransport auf der Schiene eingetragen ist.  

3 Öffentlicher Verkehr  

Wir begrüssen die Berücksichtigung der Erschliessung mit dem öffentlichen Verkehr für die geplanten 

Zonenplanänderungen. 

 

Gestützt auf den Erläuterungsbericht, Kap. 4 und den Zonenplan haben wir die geplanten Ein- und Um-

zonungen geprüft und kommen zu folgender Einschätzung:  

- Auszonung Parzelle 2636: Wir begrüssen die Auszonung der nicht mit dem ÖV erschlossenen Par-

zelle. 

- Die Einzonungen der überbauten Teile von weitgehend überbauten Gebieten berücksichtigen die Be-

stimmung von Art. 11d der Bauverordnung, dass Kulturland ohne ÖV-Erschliessung nicht eingezont 

werden darf. 

4 Eisenbahnlärm 

Die Thematik Eisenbahnlärm bzw. Bauen in lärmvorbelastetem Gebiet wird sowohl im Gemeindebaureg-

lement wie auch Erläuterungsbericht thematisiert, was wir sehr begrüssen. 

 

Bei zukünftigen Bauvorhaben, bei Ein- und Umzonungen in der Nähe der Bahnlinie ist die Eisenbahn-

lärmbelastung relevant und sollte frühzeitig bei der Planung berücksichtigt werden. 
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Lützelflüh: Fachbericht öffentlicher Verkehr, 

Verkehrskoordination und Eisenbahnlärm 

Auch wenn es sich bei Parzellen, die sich in lärmvorbelasteten Gebieten befinden, um bereits überbaute 

Grundstücke handelt, muss bei zukünftigen Bauvorhaben dennoch der Nachweis erbracht werden, dass 

die dort geltenden Belastungsgrenzwerte nicht überschritten werden.  

 

Der Aufstufung der elf Parzellen östlich des Bahnhofs Lützelflüh-Goldbach von der Empfindlichkeitsstufe 

(ES) II in die ES III können wir aufgrund der Nähe zur Eisenbahnlinie und der diesbezüglichen Vorbelas-

tung durch Eisenbahnlärm zustimmen.  

5 Antrag 

Aus Sicht des öffentlichen Verkehrs und der Verkehrskoordination wird dem Vorhaben zugestimmt, so-

fern die folgenden Genehmigungsvorbehalte und Hinweise im weiteren Verfahren berücksichtigt werden.  

5.1 Genehmigungsvorbehalte 

1) Gemäss dem «Dossier Aufhebung Richtpläne» sollte einen «Richtplan Langsamverkehr und Er-

schliessung» die bisherigen Verkehrsrichtpläne vom 10.08.1987 und 16.12.1996 ersetzen. Der 

zitierte Richtplan liegt aber nicht vor. 

2) Der kantonale Strassennetzplan sowie die kantonalen Sachpläne Veloverkehr und Wanderrou-

tennetz sind zu berücksichtigen.  

5.2 Hinweise 

1) Bezüglich Lärmbelastung durch die Eisenbahnlinie ist generell darauf zu achten, dass bei den 

zukünftigen Bauvorhaben die Belastungsgrenzwerte nicht überschritten werden. Nach Art. 31 

LSV dürfen Neubauten und wesentliche Änderungen von Gebäuden mit lärmempfindlichen Räu-

men nur bewilligt werden, wenn die Grenzwerte gemäss LSV eingehalten werden. Die Einhaltung 

der Lärmschutzvorschriften (Aufzeigen der Einhaltung der IGW gemäss LSV betreffend Bahn-

lärm) ist durch die Baubewilligungsbehörde im Rahmen der Baubewilligungsverfahren sicherzu-

stellen. 

2) Im Bahnhof Ramsei ist ein Freiverlad mit Annahmebahnhof vorhanden der im Konzept vom Bund 

zum Gütertransport auf der Schiene eingetragen ist. 

6 Gebühren 

Es werden keine Gebühren erhoben. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

Amt für öffentlichen Verkehr  

und Verkehrskoordination 

 

 

 

Laurent Reusser 

Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

 



    

  

Kanton Bern  
Canton de Berne  

Amt für Gemeinden 
und Raumordnung  

  

   

01.  JULI  2022  
G-Nr. /SB: 	73(2°  
Eingescannt:  

 

Bildungs- und Kulturdirektion 
Amt für Kultur 
Archäologischer Dienst 

 

Brünnenstrasse  66  
Postfach  
3001  Bern  
+41 31 633 98 00  
adb.sab@be.ch  
www.be.ch/archaeologie  

Simone Schmid 
+41 31 633 98 98 
adb.bauen@be.ch  

Archäologischer Dienst, Brünnenstrasse  66,  Postfach,  3001  Bern 

 

Amt für Gemeinden und Raumordnung 
Abteilung Orts- und Regionalplanung  
Max  Bühler 
Nydeggasse  11/13 
3011  Bern 

Unsere Referenz: 2022.BKD.208 /  1094731 	 29.  Juni  2022  
Ihre Referenz: 2022.DIJ.3620 

Lützelflüh; Revision Ortsplanung 

Sehr geehrter Herr Bühler 

Besten Dank für  die  Zusendung  der  Unterlagen zur obengenannten OPR. Wir haben  die  Unterlagen ge-
prüft und halten folgendes fest: 
Auf  die  Voranfrage  des  Planungsbüros haben wir  2020 die  damals vorliegenden Informationen zu  den  
archäologischen Objekten geliefert. Seitdem wurde eine weitere Fundstelle entdeckt,  es  handelt sich um 
eine Deponierung  von 70  römischen Münzen. Das aktualisierte Inventar aller Schutzgebiete und Fund-
stellen ist  2021  verfügt worden. 
Das neue Schutzgebiet  (ID 1260,  Objektidentifikator  14456  auf dem Geoportal  des  Kantons), ist  in den  
Schutzplan aufzunehmen.  Die  weiteren Schutzgebiete sind korrekt vermerkt.  Die  Archäologischen Fund-
stellen sind ebenfalls  in den  Schutzplan aufzunehmen. Sie können dem Geoportal  des  Kantons entnom-
men werden.  

Des  Weiteren haben wir keine Bemerkungen. 

Freundliche Grüsse 

Archäologischer Dienst 

sc,GöC 
Simone Schmid 
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Kanton Bern  
Canton de Berne  

 

 

Amt für Gerneinden 
und Raumordnung  

   

    

0 5  JULI  2022 

Bau- und Verkehrsdirektion 
Tiefbauamt 

Dunantstrasse  13 
3400  Burgdorf  
+41 31 635 53 00  
info.tbaoik4@be.ch  
www.be.ch/tba  

Anita Fuchs 
+41 31 636 52 43 
anita.fuchs@be.ch  

2 -2/ 36 20 (?/ 49 
IeP\I  

Oberingenieurkreis  IV,  Dunantstrasse  13, 3400  Burgdorf 

Amt für Gemeinden und Raumordnung  des  Kantons Bern 
z.H.  Max  Bühler 
Orts- und Regionalplanung 
Nydeggasse  11/13 
3011  Bern  

30.  Juni  2022  

Fachbericht Wasserbau (Vorprüfung) 

Gemeinde: 

Vorhaben: 

Ortsbezeichnung: 

Beurteilungsgrundlagen: 

Geschäfts-Nr.: 

Leitverfahren: 

Geschäfts-Nr.  der  Leitbehörde: 

Kontaktperson:  

Lützelflüh 

Ortsplanungsrevision  2020+  

gesamtes Gemeindegebiet 

Vorprüfungsdossier vom  Mai 2022  

AMT106874 (intern:  201178)  

Nutzungsplanverfahren 

2022.DIJ.3620  

Anita Fuchs  

Grundlagen 

— 	Gefahrenkarte Lützelflüh (anerkannt mit dem Schreiben vom  27.  Juni  2022) 

1. 	Beurteilung  des  Vorhabens  

1.1 	Im Rahmen  der  Ortsplanungsrevision wird  der  Zonenplan Gewässerräume (genehmigt  2020)  
punktuell korrigiert.  

1.2 	Die  Gefahrenkarte (GK) wurde parallel zur Ortsplanungsrevision  2020+ in  einem separaten Pro-
jekt überprüft und überarbeitet.  Die  resultierenden Gefahrengebiete werden im neuen Zonen-
plan Naturgefahren grundeigentümerverbindlich festgelegt,  der  bisherige Zonenplan Gefahren-
hinweise wird aufgehoben.  

Die  revidierte GK wurde mit dem Schreiben vom Oberingenieurkreis  IV  vom  27.  Juni  2022  aner-
kannt. Entsprechend befasst sich dieser Fachbericht mit  der  Einbindung  der  neuen GK  in der  
Ortsplanung.  
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1.3 	Baureglement  

Art. 42  Bauen  in  Gefahrengebieten:  Der  Baureglementartikel entspricht nicht  den  Vorgaben. 

—)  Art. 42,  Abs.  1, 2  und  4  sind (sinngemäss) mit  den  Hinweisen  des  Musterbau-Reglements  
des  Amtes für Gemeinden und Raumordnung (als Fussnoten) zu ergänzen (GV).  

Art. 42  Bauen  in  Gefahrengebieten 	 Hinweise: 
(vorhanden) 
	

(fehlt)  

1 	Bei Bauvorhaben  in  Gefahrengebieten gilt 	Art. 6  BauG definiert  die  Gefahrengebiete mit erheblicher  
Art. 6  BauG 	 («rote  Gefahrengebiete»), mittlerer («blaue Gefahrenge-

biete», geringer («gelbe Gefahrengebiete») und nicht be-
stimmter Gefahrenstufe und deren Überbaubarkeit.  
Die  bekannten Gefahrengebiete sind im Zonenplän verbind-
lich eingetragen.  

2 	Es  wird empfohlen, frühzeitig eine Voran- 	Die  Voranfrage ist bei  der  Baubewilligungsbehörde einzurei- 
frage einzureichen. 	 chen. 

3 	Bei Baugesuchen  in  Gebieten mit erhebli- 
cher oder mittlerer Gefährdung oder mit nicht 
bestimmter Gefahrenstufe zieht  die  Baube- 
willigungsbehörde  die  kantonale Fachstelle 
bei.  

4 	Im Gefahrengebiet mit geringer Gefährdung 
(«gelbes Gefahrengebiet») wird  der  Bauge-
suchsteller im Baubewilligungsverfahren auf  
die  Gefahr aufmerksam gemacht.  

Zu beachten ist, dass für  sensible  Bauten  Art. 6  Abs.  3  BauG 
gilt.  Sensible  Bauten sind: 
— Gebäude und Anlagen,  in  denen sich besonders viele Per-

sonen aufhalten,  die  schwer zu evakuieren sind (wie Spitä-
ler, Heime, Schulen) oder  die  besonderen Risiken ausge-
setzt sind (z.B. Campingplätze) 

— Gebäude und Anlagen,  an  denen bereits geringe Einwir-
kungen grosse Schäden zur Folge haben (wie Schalt- und 
Telefonzentralen, Steuerungs- und Computeranlagen, 
Trinkwasserversorgungen, Kläranlagen) 

— Gebäude und Anlagen,  an  denen grosse Folgeschäden 
auftreten können (wie Deponien, Lagereinrichtungen oder 
Produktionsstätten mit Beständen  an  gefährlichen Stoffen). 

▪ Hinweis: Wir empfehlen zudem  die  Aufzählung  der  sensiblen Bauten gemäss «Hilfsblatt für 
Zusatzformular Naturgefahren» zu ergänzen  mit:  

«Autoeinstellhallen,  die  öffentlich zugänglich sind (z.B. öffentliches Parkhaus, Einkaufszent-
rum) oder  die  mehr als  10  Parkplätze aufweisen (Hinweis: Autoeinstellhallen gelten nur be-
züglich Wassergefahren als  sensible  Objekte).»  

	

1.4 	Zonenplan Gewässerräume 

Bei  der  Parzelle  Ni.  221  wurde  der  Gewässerraum  am  Trachselgräbli im Zonenplan Gewässer-
räume  (2020)  auf einer Länge  von ca. 100  m  nicht symmetrisch  über  dem Gewässer festgelegt. 
Dieser Verlauf soll nun korrigiert  und  symmetrisch zum tatsächlichen Verlauf  des  Gewässers 
unverändert  mit  11  m  festgelegt werden. 

Aus Sicht Wasserbau begrüssen wir diese Anpassung.  

	

1.5 	Zonenpläne Naturgefahren (Lützelflüh  Nord  und  Süd, Lauterbach / Oberried)  

Die  revidierte Gefahrenkarte wurde soweit beurteilbar korrekt  in die  Zonenpläne übertragen.  

Die  Gefahrengebiete  mit  nicht bestimmter Gefahrenstufe (braun schraffiert) überlagern sich zum 
Teil aufgrund  der  verschiedenen Prozesse (Wassergefahren, Rutschungen / Hangmuren, Sturz-
prozesse). Auf dem Zonenplan im Pdf-Format können  die  verschiedenen Prozesse anhand  der  
Signatur nicht unterschieden werden. 

Bei  der  Übertragung ins Geoportal Kanton Bern ist sicherzustellen, dass  die  verschiede-
nen Ebenen richtig übertragen werden (GV).  
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1.6 	Erläuterungsbericht (EB)  

In  Wannenfluh befinden sich neu mehrere Gebäude im roten statt im blauen Gefahrengebiet  
(S.  25ff). Auch  in  Grüenenmatt und Ramsei wird das  rote  Gefahrengebiet grösser.  Es  sind keine 
Baulandreserven betroffen.  In  Grünennnatt und Oberdorf liegen sowohl potentielle Einzonungs-
flächen als auch bestehende Baulandreserven neu im blauen Gefahrengebiet. 

Gemäss Kap.  12.9  sind bei  den  Bauzonenreserven keine Auszonungen aufgrund  der  neu höhe-
ren Gefahrenstufe geplant.  Die  Begründungen  (S. 74  —  76)  erscheinen uns nachvollziehbar und 
wir nehmen diese zur Kenntnis.  

Den  Ausführungen zur Gefährdung (Wasser) und zu  den  Objektschutzmassnahmen auf  den  
Parzellen Nr.  877, 1235  und  1328 in  Kap.  12.9.1,  Abschnitt «Gefahr Wasser» können wir folgen 
und unterstützen insbesondere  die  Aussage Objektschutzmassnahmen frühzeitig  in der  Pla-
nung zu berücksichtigen. 

Kap.  12.9,  Tabelle  17:  Erste Zeile  der  Tabelle:  Die  betroffene Parzelle ist Nr.  699,  nicht 
Nr.  609  (Hinweis).  

2. Antrag (Genehmigungsvorbehalt)  

Die  unter Ziffer  1.3  und  1.5  aufgeführten Punkte, welche mit (GV) vermerkt sind, sind als Ge-
nehmigungsvorbehalte aufzunehmen.  

3. Hinweise  

	

3.1 	Die  mit einem Genehmigungsvorbehalt geforderten Anträge sind dem  01K  nochmals zur Beur- 
teilung vorzulegen.  

	

3.2 	Bei Bauvorhaben  in  Gefahrengebieten gilt  Art. 6  Baugesetz vom  9.  Juni  1985  (BauG, BSG  
721.0)  und  Art. 7  Gesetz über Gewässerunterhalt und Wasserbau vom  14.  Februar  1989  (WBG, 
BSG  751.11).  

\ 1J--0c17\s 
Dennian  Schneider  
Bereichsleiter Wasserbau 

Beilage/n 
- Keine 

Kopie  an  
- Intern: Fu/Sn  
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Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 
Amt für Landwirtschaft und Natur 
Abteilung Naturförderung (ANF) 

 

Schwand  17 
3110 Münsingen 
+41 31 636 14 50 
info.anf@be.ch  
www. be. ch/natu r 

Tim Solbrig 
+41 31 636 62 63 
tim.solbrig@be.ch  

Abteilung Naturförderung (ANF), Schwand  17, 3110  Münsingen 

 

Amt für Gemeinden und 
Raumordnung 
Abteilung Orts- und Regionalplanungen  
Max  Bühler 
Nydeggasse  11/13 
3011  Bern  

Reg-Nr.:  5.01.04 
	

1.  Juli  2022  
Geschäfts-Nr.  der  Leitbehörde: 2022.DIJ.3620  

Fachbericht: Fischerei und Naturschutz 

Gemeinde: 

Geschäft: 

Verfahrensstand: 

Vorprüfungsakten: 

Lützelflüh 

Revision  der  Ortsplanung 

Vorprüfung 

Erläuterungsbericht (28.April  2022)  
Inventarplan  1:8000 (26.  April  2022)  
Schutzplan  1:7500 (26.  April  2022)  
Zonenplan  1:5000 (26.  April  2022)  
Zonenplan Naturgefahren  1:5000,  drei Teile  (26.  April  2022)  
Baureglement, Streichungen, Ergänzungen  (26.  April  2022)  
Änderungen Zonenplan Gewässerräume (April  2022)  
Mitwirkungsbericht (April  2022)  

Gesetzesgrundlagen: Bundesgesetz über  den  Natur- und Heimatschutz vom  1.7.1966 (Art. 18,20  und  21)  
Verordnung über  den  Natur- und Heimatschutz vom  16.1.1991 (Art. 20)  
Bundesgesetz über  den  Schutz  der  Gewässer (GSchG)  SR 814.20  
Gewässerschutzverordnung (GSchV)  SR 814.201  
Bundesgesetz über  die  Fischerei vom  21.6.1991 (Art. 8)  
Fischereigesetz vom  21.6.1995 (Art. 8)  
Bundesgesetz über  die  Jagd und  den  Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel  (Art. 1  und  7)  
Gesetz über Jagd, Wild- und Vogelschutz vom  9.4.1967 (Art. 1  und  47)  
Naturschutzgesetz vom  15.9.1992 (Art. 2,3,16, 7, 15, 19, 20, 27, 29  und  30)  
Naturschutzverordnung vom  10.11.1993 (Art. 19,20  und  25)  

Wir bedanken uns für  die  Zustellung  der  Unterlagen zur Revison  der  Ortsplanung  der  Gemeinde Lützelflüh.  
Der  Gewässerraum wurde bereits  in  einer ersten Teilrevision festgelegt und mit dieser Gesamtrevision sind 
neben Inventar-, Schutz- und Zonenplan nur kleine Anpassungen zum Gewässerraum und  die  Änderungen  
des  Baureglementes zu beurteilen. 
Aus Sicht  des  Fischereiinspektorates und  der  Abteilung Naturförderung haben wir zur vorliegenden Planung 
folgende Bemerkungen: 

Beurteilung Fischereiinspektorat 

Keine Bemerkungen.  
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Beurteilung Abteilung Naturförderung  

1. Erläuterungsbericht 
Das Kapitel zu  den  Naturobjekten ist zu kurz geraten.  Es  fehlen  die  Aufnahmekriterien für  die  Erhebung  der  
schutzwürdigen Natur- und Landschaftsobjekte. Wann und mit welchen Mitteln usw. wurde das Inventar erstellt? 
Wir vermissen auch eine Erläuterung über Aufnahme beziehungsweise Nichtaufnahme einzelner Schutzobjekte 
oder Schutzgebiete. Waldnaturinventarflächen sind auf dem Inventarplan zu finden, ihre Bedeutung wird aber 
im Bericht nicht erläutert.  Die  Bedeutung  von  Obstgärten für  den  Landschaftshaupttyp  der  Gemeinde gemäss 
KLEK wird erwähnt, eine Begründung warum auf  die  Ausscheidung  von  «Hosteten» oder anderen 
Baumgruppen auf dem Inventarplan verzichtet wurde, fehlt. 
Für  die  Kriterien zur Ausscheidung schutzwürdiger Flächen, Objekten und Landschaften  in der  kommunalen 
Landschaftsplanung verweisen wir auf  die  Arbeitshilfe Kommunale Landschaftsplanung und  die  Erläuterung 
dazu (https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/arbeitshilfen.html).  

2. Inventarplan  
2.1  Rechtliche Grundlagen 

Als Grundlage für  die  Landschaftsplanung muss gestützt auf  Art. 10d  Abs.  c  BauG ein Lebensrauminventar 
mit allen schützenswerten Lebensräumen erarbeitet werden. Gemäss  Art. 14  Abs.  3  und  4 der  Verordnung 
über  den  Natur- und Heimatschutz (Anhang  1)  sind  dies;  Quellen, Quellfluren, Gewässer, Auenvegetation, 
Verlandungsgesellschaften, Hoch- und Flachmoore, Trockenrasen, magere Wiesen und Weiden, seltene 
Waldgesellschaften, Hecken, Feldgehölze, Zwergstrauchheiden und weitere Standorte,  die  eine 
ausgleichende Funktion im Naturhaushalt erfüllen oder besonders günstige Voraussetzungen für 
Lebensgemeinschaften aufweisen.  

2.2  Allgemeines 
Ob als Grundlage für  die  Landschaftsplanung ein flächendeckendes Lebensrauminventar mit allen 
schützenswerten Lebensräumen im Sinne  von Art. 14  Abs.  3  und  4  NHV erstellt worden ist, geht aus  den  Akten 
nicht hervor. Für  die  Erhaltung  der  seltenen und gefährdeten Pflanzen- und Tierarten ist, neben  der  Erhaltung  
der  Biotope  von  nationaler und regionaler Bedeutung, auch  die  Erhaltung  der  Biotope  von  lokaler Bedeutung  
von  grosser Bedeutung. Wir setzen voraus, dass alle diese schützenswerten Lebensräume  (Art. 14  Abs.  3  und  
4  NHV) gemäss  der  Liste  des  AGR und mit Objektblättern dokumentiert werden. Als Plangrundlage für  den  
Inventarplan empfehlen wir das Orthofoto. 

Wir erachten eine Überprüfung und Ergänzung  des  Inventarplanes als notwendig, da uns mindestens folgende 
Objekte als fehlend aufgefallen sind: 

- Obstgärten 
Lebensräume geschützter Tiere wie Amphibien und Reptilien, als Beispiel  die  Kiesgrube Gumpersmüli 
und Kleingewässer 
Quellen und allenfalls Quellfluren — gemäss Geoportal Karte «Gewässerqualität» sind auf dem 
Gemeindegebiet zahlreiche ungefasste Quellen vorhanden 

Hecken und Feldgehölze haben auf dem Inventarplan eine gemeinsame Signatur mit Ufergehölzen.  Die  
geschützte Ufervegetation umfasst auch krautige Ausprägungen also auch Seggen, Binsen, Hochstauden 
usw. und nicht nur Gehölze und ist durch  Art. 18  Abs.  1  bis  und  1 ter, Art. 21  und  22  Abs.  2 des  Bundesgesetzes 
über  den  Natur- und Heimatschutz vom  1.7.1966  und  Art. 12, Art. 13  Abs.  3  und  Art. 17 der  
kantonalen Naturschutzverordnung vom  10.11.1993  geschützt.  Der  Schutz  von  Hecken und Feldgehölzen 
basiert auf  Art. 18  Abs.  1  bis  und  1 ter  des  Bundesgesetzes über  den  Natur- und Heimatschutz vom  1.7.1966, Art. 
18  Abs.  1  g  des  Bundesgesetzes über  die  Jagd und  den  Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel JSG vom  
20.6.1986  sowie  Art. 27 des  Naturschutzgesetzes vom  15.9.1992. Der  unterschiedliche rechtliche Schutz 
bedingen zwei unterschiedliche Signaturen und «Ufergehölz» muss  in  Ufervegetation unbenannt werden, 
natürlich auch mit gleichzeitiger Überprüfung  des  Vorkommens  von  krautiger Ufervegetation.  

3. Schutzplan  
3.1  Rechtliche Grundlagen 

Schützenswerte Lebensräume gemäss  Art. 14  Abs.  3  NHV (Anhang  1)  wie Quellen, Quellfluren, Gewässer, 
Auenvegetation, Verlandungsgesellschaften, Hoch- und Flachmoore, Trockenrasen, magere Wiesen und 
Weiden, seltene Waldgesellschaften, Hecken, Feldgehölze, Zwergstrauchheiden und weitere Standorte,  die  eine 
ausgleichende Funktion im Naturhaushalt erfüllen oder besonders günstige Voraussetzungen für 
Lebensgemeinschaften aufweisen, sind gemäss  Art 18  Abs.  1  bis  NHG und  Art. 20  NSchG besonders zu schützen.  
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Gestützt  Art. 17  RPG sowie  Art. 9a, 54  und  86  BauG sind schützenswerte Lebensräume als Schutzzonen 
auszuscheiden. Gestützt auf  Art. 2, 3, 16, 19, 20, 29, 30  und  41 des  Naturschutzgesetzes ist  der  Schutz und  die  
Pflege  der  schützenswerten Gebiete und Objekte  von  lokaler Bedeutung eine Aufgabe  der  Gemeinde.  Die  
Unterschutzstellung dieser Gebiete und Objekte richtet sich nach  den  Vorschriften  der  Baugesetzgebung.  

3.2  Allgemeines 
Aufgrund dieser gesetzlichen Vorgaben setzen wir voraus, dass  die  schützenswerten Gebiete und Objekte 
aus dem Lebensrauminventar  in den  Zonenplan Landschaft übernommen werden (vergleiche dazu  die  Liste  
des  AGR). Bei unvollständiger Übernahme auf  den  Schutzplan muss  in der  Legende explizit auf  den  
Inventarplan hingewiesen werden,  der  weitere schützenswerte Elemente enthält und deshalb bei einem 
Vorhaben auch konsultiert werden muss. 
Nach unserer Beurteilung sind  in den  vorliegenden Akten, ungeachtet  von  allfälligen Mängeln beim 
Lebensrauminventar,  die  folgenden Ergänzungen nötig:  

3.3  Obstbaumbestände, Obstgärten 
Hochstämmige Obstbaumbestände sind ökologisch wertvolle Lebensräume, insbesondere für Vögel und 
gehören infolge  des  starken Rückganges zu  den  bedrohten Lebensräumen.  Es  sind schützenswerte 
Lebensräume gemäss  Art. 20 des  Naturschutzgesetzes. sowie  Art. 9a  und  86  BauG.  Es  sind daher Schutzzonen 
gemäss  Art. 17  RPG, Schutzgebiete gemäss  Art. 54  und  86  BauG sowie  Art. 16  und  41 des  Naturschutzgesetzes 
(NSchG). 

Damit diese wertvollen Landschaftselemente langfristig erhalten werden können, sind im Rahmen  des  
ökologischen Ausgleichs bzw. mit  der  Vernetzungsplanung entsprechende Massnahmen zu treffen. Wir 
beantragen daher, Obstbaumbestände und Obstgärten zu erfassen, wertvolle und landschaftlich bedeutende 
Bestände als Schutzobjekte auszuscheiden und entsprechende Schutzbestimmungen zu erlassen.  
Da die  Anzahl schützenswerter Einzelbäume  von 242  auf  39  reduziert wurde (Erläuterungsbericht  S. 25)  
scheint uns  die  Aufnahme  von  Baumbeständen besonders dringlich.  

3.4  Gewässer und Quellen 
Alle stehenden und fliessenden Gewässer sind bundesrechtlich geschützte Lebensräume. Dieser Schutz basiert 
auf dem Bundesgesetz über  den  Schutz  der  Gewässer (GSchG), dem Bundesgesetz über  die  Fischerei und dem 
Bundesgesetz über  den  Natur- und Heimatschutzes (NHG).  Es  sind daher Schutzzonen gemäss  Art. 17  RPG, 
Schutzgebiete gemäss  Art. 9a, 54  und  86  BauG sowie  Art. 16  und  41 des  Naturschutzgesetzes (NSchG). 

Alle stehenden und fliessenden Gewässer (inkl. eingedolte Bachstrecken), auch diejenigen im  Wald  und im 
Sömmerungsgebiet, sowie alle Quellen sind mit  den  entsprechenden Uferbereichen als Schutzgebiete / 
Schutzobjekte  in den  Schutzplan aufzunehmen und deutlich sichtbar darzustellen. Als Grundlagen gelten  die  
Landeskarte  1:25000, der  Übersichtsplan  1:5000  und  die  Grundbuchpläne. 

Das Gewässer- und Bodenschutzlabor  des  Kantons Bern hat auf Gemeindegebiet  von  Lützelflüh mehrere 
natürliche Quellen inventarisiert. Kontakt und Informationen: www.bve.be.ch  > Wasser > Gewässerqualität > 
Quellen. Das Quelleninventar ist auch im Geoportal auf  der  Karte «Gewässerqualität» einsehbar.  

Es  wurden offensichtlich bei  der  Erstellung  des  Schutzzonenplans nur  die  grösseren Gewässer aus dem 
Inventarplan aufgenommen.  Der  Schutzzonenplan muss alle Gewässer gemäss dem kantonalen Gewässernetz 
enthalten, eine allfällige Änderung oder Streichung muss im Erläuterungsbericht begründet sein.  

3.5  Lebensräume geschützter Arten 
Lebensräume geschützter Pflanzen und Tiere  (Art. 20 der  Verordnung über  den  Natur- und Heimatschutz NHV 
und  Art. 19, 20  und  25 der  Naturschutzverordnung NSchV) sind besonders schützenswerte Gebiete im Sinne  
von Art. 18 des  Bundesgesetzes über  den  Natur- und Heimatschutzes (NHG) und  Art. 20 des  
Naturschutzgesetzes (NSchG).  Es  sind daher Schutzzonen gemäss  Art. 17  RPG, Schutzgebiete gemäss  Art. 9a, 
54  und  86  BauG sowie  Art. 16  und  41 des  Naturschutzgesetzes (NSchG).  

Die  auf dem Inventarplan ergänzten Lebensräume geschützter Arten sind auch auf  den  Schutzplan zu 
übernehmen.  

4. Zonenplan 
Schutzzonen und Schutzgebiete dürfen nicht durch Nutzungszonen überlagert werden, eine definitive 
Beurteilung  des  Zonenplanes ist erst nach Bereinigung  des  Inventar- und  des  Schutzplanes möglich.  

5. Baureglement  
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Das Baureglement enthält  die  Artikel zum Gewässerraum und gebietsfremden Pflanzen und Tieren, Art.39 VVBV 
bei nicht ausgeschiedenem Gewässerraum wird erwähnt— besten Dank! 
Art.36 muss  die  Bezeichnung «Ufergehölz»  in  «Ufervegetation» geändert werden (siehe Bemerkung unter 
Punkt  2.2) 
Art. 37  Abs.  3  und  4  erwähnen Quellen und Lebensräume  von  Tieren und Pflanzen, diese sind jedoch auf dem 
Schutzplan nicht zu finden.  

6. Änderungen Zonenplan Gewässerraum 
Keine Vorbehalte oder Bemerkungen.  

7. Anträge Abteilung Naturförderung 
• Der  Inventarplan muss gemäss Liste  des  AGR überprüft und mit Quellen, Obstgärten und mit 

Lebensräumen geschützter Tiere und Pflanzen ergänzt werden. (Genehmigungsvorbehalt GV) 
• Alle Quellen sind mit  den  entsprechenden Uferbereichen als Schutzobjekte  in den  Schutzzonenplan 

aufzunehmen. Entsprechende Schutzbestimmungen sind zu erlassen. (GV) 
• Der  Schutzzonenplan ist bezüglich Fliessgewässer und schützenswerter Gebiete und Objekte zu 

vervollständigen. (GV) 
• Im Baureglement muss  in Art. 36  «Ufergehölz»  in  «Ufervegetation» umbenannt werden.  

8.  Zusammenfassung 

Abschliessend können wir feststellen, dass  die  Planung für  den  Fachbereich  Flora  /  Fauna  / Lebensräume  den  
Anforderungen noch nicht entspricht. Damit  die  Planung vollständig ist und genehmigt werden kann, sind noch 
einige Anpassungen erforderlich. 
Wir haben dazu entsprechende Änderungsanträge formuliert und bitten Sie, diese Anpassungen im Rahmen  
der  zweiten Vorprüfung vorzunehmen und uns zur Kontrolle zuzustellen. 

Mit freundlichen Grüssen 

Amt für Landwirtschaft und Natur 
Abteilung Naturförderung 

Tim Solb 
Höherer Sachbearbeiter 

Kopien: 	- Amt für Gemeinden  und  Raumordnung, Abteilung Kantonsplanung  (per Post  und  E-Mail) 
- Tiefbauamt, Oberingenieurkreis  IV,  Christoph  Matti  (E-Mail) 
- Jagdinspektorat  des  Kantons Bern, Jürg  Schindler  (E-Mail) 
- Fischereiinspektorat  des  Kantons Bern, Michael Häberli (E-Mail)  
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Fachbericht Kulturland / Fruchtfolgeflächen 

Gemeinde: 	 Lützelflüh-Goldbach 
Vorhaben: 	 Revision Ortsplanung 
Verfahrensstand: 	Vorprüfung 

Beurteilungsgrundlagen: 
- Bundesgesetz vom  22.  Juni  1979  über  die  Raumplanung (RPG,  SR 700)  

Raumplanungsverordnung vom  28.  Juni  2000  (RPV,  SR 700.1)  
- Sachplan Fruchtfolgeflächen, Bundesratsbeschluss vom  8.  April  1992  
- Baugesetz vom  9.  Juni  1985  (BauG, BSG  721.0)  

Bauverordnung vom  6.  März  1985  (BauV, BSG  721.1)  
Arbeitshilfe zu  Art. 8a  und  Art. 8b  Baugesetz: Umgang mit Kulturland  in der  Raumplanung 

- Kantonaler Richtplan  2030,  Massnahme  A_06 

1. Sachverhalt 

Das Vorhaben beansprucht gemäss Unterlagen eine Fläche  von  rund  220000 m2  dauerhaft, welche sich 
im Inventar Fruchtfolgeflächen  des  Kantons Bern befinden.  Der  Umgang mit Kulturland bzw. mit Frucht-
folgeflächen ist im Kanton Bern seit dem  1.  April  2017  im Baugesetz (BSG  721.0)  resp.  der  Bauverord-
nung (BSG  721.1)  geregelt.  

2. Beurteilung  des  Vorhabens 

Vorbemerkungen  
Die  Einzongung  der  Parzellen Nr.  700  für  die  Erweiterung  der  Arbeitszone  an der  «Emmentalstrasse» 
und  der  Parzellen Nr.  1131, 1157  und  1158  für  die  Erweiterung  der  Arbeitszone «Kentauer» führen zu 
einer irreversiblen Beanspruchung  der  betroffenen Fruchtfolgeflächen. Weiter werden für  die  Einzonung  
von  VVeilerzonen jeweils rund  300m2  FFF beansprucht,  dies  beim Weiler Hinterdorf Parzelle Nr.  327,  
Weiler Schaufelbühl Parzelle Nr.  522  und  541,  sowie Weiler Waldhaus Ost Parzelle Nr.  581. Die  Bestim-
mungen im Baugesetz resp.  der  Bauverordnung sind folglich anwendbar. Aufgrund  der  Unterlagen han-
delt  es  sich bei  der  beanspruchten Fruchtfolgefläche nicht um eine geringfügige Fläche (vgl.  Art. 11  Abs.  
2  BauV). 
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Kanton Bern  
Canton de Berne  

Standortnachweis/Einzonung/optimale Nutzung  
Der  Standortnachweis sowie  die  grundsätzlichen Voraussetzungen  der  Einzonung und  der  optimalen 
Nutzung werden  in  diesem Fachbericht nicht geprüft. Diese Prüfung müssen wir dem Amt für Gemeinden 
und Raumordnung (AGR) überlassen. 

Kompensationspflicht 
Im vorliegenden Fall sind  die  beanspruchten Fruchtfolgeflächen zu kompensieren, da keine Gründe er- 
kennbar sind, dass auf eine Kompensation verzichtet werden kann (Vgl.  Art. 8b  Abs.  4  BauG). 

Beurteilung potenzielle FFF-Kompensationsflächen  
Der  Bericht  des  Beratungsbüro  Matthias  Stettler  (15.12.2022)  weist Bereiche  der  Parzellennr.  157  und  
642  als potenzielle neue Fruchtfolgeflächen aus.  Die  Fachstelle Boden bestätigt  die  im Berrcht ausgewie-
senen Fruchtfolgeflächenqualitäten  der  Parzellennr.  157  und  642.  Somit könnten auf  der  Parzelle  157  
rund  1.39 ha  und auf  der  Parzelle  642  rund  1.53 ha  potenziell neue Fruchtfolgenflächen ausgeschieden 
werden. 

Beurteilung Fruchtfolgeflächenqualität nördlicher Teil  der  Parzelle Nr.  1120  
Gemäss dem Bericht  der Werner  und  Partner  AG (27.01.2022)  möchte  der  Grundeigentümer  der  Par-
zelle Nr.  1120  im nördlichen Teil dieser Parzelle ein Einfamilienhaus erstellen  (ca. 500 m2). Der Perime-
ter des  geplanten Einfamilienhauses liegt komplett im Fruchtfolgeflächeninventar. Gemäss  den  berech-
neten Hangneigungen  der Werner  und  Partner  AG  ist das Gefälle im  Perimeter des  geplanten Einfamili-
enhause mehrheitlich unter  25 )̀/0.  Laut dem Merkblatt «Überprüfung  von  inventarisierten Fruchtfolgeflä-
chen (AGR, LANAT vom  20.01.2021)  » können auch Hangneigungen zwischen  18  und  25%  weiterhin im 
Fruchtfolgeflächeninventar verbleiben, wenn sie weniger als  1/4  der  zusammenhängenden FFF ausma-
chen.  Dies  ist  hier  der  Fall.  Auch  die  weiteren Fruchtfolgeflächenkriterien wie Klimazone, pflanzennutz-
bare Gründigkeit  und  zusammenhängende Fläche erfüllen  die  FFF-Anforderungen. Somit ist  die  Fach-
stelle Boden  der  Ansicht, dass  der  nördliche Bereich  der  Parzelle Nr.  1120 die  FFF-Kriterien erfüllt  und  
somit dieser nicht ohne Kompensationleistung aus dem FFF-Inventar gestrichen werden darf. 

Kompensation 
Im vorliegenden Fall soll  die  beanspruchte Fläche durch  die  Neuaufnahme einer Teilfläche  der  Grundstü- 
cke Lützelflüh Gbbl. Nr.  157  und  642  ins Inventar Fruchtfolgeflächen  des  Kantons Bern kompensiert wer- 
den  
Der  Fläche  von  rund  300000m2  kann als Kornpensationsfläche zugestimmt werden.  

3. Antrag  

Der  vorgesehenen Kompensationsfläche kann zugestimmt werden.  Es  wird eine  positive  Beurteilung zur 
Beanspruchung  der  Fruchtfolgeflächen durch das AGR vorausgesetzt.  

4. Gebühren  

Es  werden keine Gebühren erhoben. 

Freundliche Grüsse 

Fachstelle Boden 

Nadine  Harder  
Sachbearbeiterin 

Kopie:  B.  Ringgenberg  per Mail 
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Kanton Bern  
Canton de Berne  

  

   

Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 
Amt für  Wald  und Naturgefahren 
Abteilung Walderhaltung Region Voralpen 

Schwand  2 
3110  Münsingen  
+41 31 636 04 50  
wald.voralpen©be.ch  
www.be.ch/wald  

Nick von Büren 
+41 31 636 83 40 
nick.vonbueren©be.ch  

Abteilung Walderhaltung Region Voralpen, Schwand  2, 3110  Münsingen 

Amt für Gemeinden und Raumordnung 
Nydeggasse  11-13 
3011  Bern  

14.  Juli  2022  

Geschäfts  Nr.  Leitbehörde: 	2022.DIJ.3620 
Reg-Nr. AWN: 	 2-8-2022-807 
GEVER-Nr. AWN: 	 2022.WEU.3793  

Gemeinde Lützelflüh: Revision Ortsplanung, Vorprüfung 

Guten  Tag  Herr Bühler 

Wir danken für  die  Zustellung  der  Unterlagen und  die  Möglichkeit zur Stellungnahme. Nachfolgend 
möchten wir auf einige Punkte hinweisen. 

Prüfungsgrundlagen: 

• Protokoll-Auszug Gemeinderat Lützelflüh, Sitzung vom  25.  April  2022  
• Raumentwicklungskonzept vom  22.07.2020  
• Mitwirkungsbericht vom  11.04.2022  
• Aktennotiz zu Informationsanlass vom  19.01.2022  
• Erläuterungsbericht vom  28.04.2022  
• Baureglement vom  26.04.2022  
• Zonenplan  1:5000  vom  26.04.2021  
• Schutzplan  1:7500  vom  26.04.2022  
• Änderung Zonenplan Gewässerraum vom April  2022  
• Änderung Überbauungsplan und Überbauungsvorschriften  Lie°  «Unterdorf»  1:500  vom  

26.04.2022  
• Zonenplan Naturgefahren Teil  Nord 1:5000  vom  26.04.2022  
• Zonenplan Naturgefahren Teil Süd  1:5000  vom  26.04.2022  
• Zonenplan Naturgefahren Lauterbach/ Oberried  1:5000  vom  26.04.2022  
• Richtplan Fusswegnetz  1:5000  vom  26.04.2022  
• Inventarplan  1:8000  vom  26.04.2022  
• Dossier  Aufhebung Richtpläne, April  2022  
• Nachweis Kompensation  von  Fruchtfolgeflächen, ohne Datum 
• Nachweis keine Fruchtfolgeflächenqualität, ohne Datum  
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Formelle und materielle Prüfung:  
Die  Vorprüfung einer Ortsplanung oder Überbauungsordnung beschränkt sich auf eine formelle Prüfung 
aller eingereichten Unterlagen im Hinblick auf  die  rechtsverbindlichen Waldfeststellungen (Genehmi-
gungsvermerke und Legenden; Publikations- und Auflagepflicht), weiter auf  die  materielle Prüfung  der  
planerischen Grundlagen und Festlegungen  in  Waldesnähe und  in  Überlagerung zum Waldareal. Bei  der  
materiellen Prüfung werden durch  die  zuständige Waldabteilung  die  rechtsverbindlichen Waldgrenzen 
überall dort vor Ort festgelegt bzw. überprüft, wo  Wald  unmittelbar  an  eine Bauzone grenzt. 
Regelungen zu Hecken, Feld- und Ufergehölzen, Parkanlagen, Alleen, Einzelbäumen und ökologischen 
Flächen sind nicht Gegenstand unserer Vorprüfung. 

Ergebnisse  der  Beurteilung:  
1.  Zonenplan  

a.  Bei  den  Parzellen  1821, 1820  (Lützelflüh) angrenzend  an die  Parzelle  976  (Rüderswil) fehlt eine 
verbindliche Waldgrenze. Diese soll  in  Absprache  mit  der  Waldabteilung Voralpen eingezeichnet 
werden.  

b.  Im Zonenplan kommen nur bereits bestehende verfügte verbindliche Waldgrenzen vor. Durch  die  
Anpassung  von  Punkt  a.  kommt eine neue verbindliche Waldgrenze hinzu. Wir empfehlen, diese 
im Rahmen  der  öffentlichen Auflage klar zu unterscheiden  und  in der  Legende  mit  separaten Sig-
naturen aufzuführen,  da  gegen  die  bereits verfügten keine Einsprache mehr erhoben werden 
kann:  

i. Neue, noch nicht verfügte verbindliche Waldgrenzen: Aufzuführen unter dem verbindli-
chen Legendenteil  mit  der  vollständigen Bezeichnung "neue verbindliche Waldgrenze 
nach  Art. 10  Abs.  2  WaG".  

ii. Bereits bestehende, verfügte verbindliche Waldgrenzen: Aufzuführen unter "Hinweise"  mit  
der  Bezeichnung "bestehende, verbindliche Waldgrenze nach  Art. 10  Abs.  2  WaG"  und  
nicht unter Festlegungen.  

c. 	Im Zonenplan sind  die  Waldgrenzen sehr schlecht oder gar nicht erkennbar.  Sie  werden oft teils 
oder gar komplett  von  anderen Signaturen überdeckt (Bsp. Ue0 Schützenweg  Brandis  oder Parz. 
Nr.  2630  usw.). Alle verbindlichen Waldgrenzen sind so auf dem Zonenplan darzustellen, dass sie 
auch gut sichtbar sind.  

d.  Auf Parz. Nr.  528  fehlt  die  Waldsignatur  und  die  bestehende verbindliche Waldgrenze zu  den  Par-
zellen  1564  und  1568.  Diese sind zu ergänzen.  

e.  Bei Parz. Nr.  1464  scheint  die  bestehende verbindliche Waldgrenze auch zu fehlen (oder wird über-
deckt)  und  ist zu ergänzen.  

f.  Beim östlichen  Spitz der  Parz.  Ni.  801  wurde  die  Bauzone gegen  den Bach  vergrössert. Deshalb ist  
dort  eine neue verbindliche Waldgrenze auf  der  Parzellengrenze zu ergänzen.  

Der  Genehmigungsvermerk für  die  verbindlichen Waldgrenzen ist wie folgt zu verfassen (seit An-
fang  2020  neuer Amtsname): "Verbindliche Waldgrenze genehmigt durch das kantonale Amt 
für  Wald  und  Naturgefahren  (AWN)".  

> Genehmigungsvorbehalt: Korrektur  des  Zonenplans nach obigen Bemerkungen.  

2.  Schutzzonenplan  

a.  Bei  den  Parzellen  101, 1821  (Lützelflüh) angrenzend  an die  Parzelle  976  (Rüderswil) befindet 
sich gemäss Signatur ein Hecken, Feld- oder Ufergehölz teilweise im  Wald. Die  Signatur  der  He-
cke auf Waldareal ist zu löschen und  die  Waldgrenze mit  der  Waldabteilung Voralpen neu aufzu-
nehmen. 

> Genehmigungsvorbehalt: Korrektur  des  Schutzzonenplans nach obigen Bemerkungen.  
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3. Dossier  Aufhebung Richtpläne 

Im  Dossier  wird erwähnt, dass  der  Richtplan Langsamverkehr und Erschliessung  die  bisherigen Ver- 
kehrsrichtpläne ersetzt. Dieser Richtplan liegt uns nicht vor und soll im Rahmen  der 2.  Vorprüfung  
der  Waldabteilung Voralpen zur Einsicht zur Verfügung gestellt werden.  

4. Baureglement 

Keine Bemerkungen.  

5. Übrige Unterlagen 

Keine Bemerkungen.  

6.  Hinweise zum weiteren Vorgehen  

a. Die  verbindliche Waldgrenze bei  den  Parzellennr.  1821  und  1820  ist zusammen  mit  dem zustän-
digen Geometer  und  der  Abteilung Walderhaltung Region Voralpen zulasten  der  Gemeinde auf-
zunehmen.  

b. Wir empfehlen nach  der  Überarbeitung  der  Unterlagen eine zweite Vorprüfung.  

c. Jede Waldfeststellung ist zusammen  mit  der  Nutzungsplanung öffentlich aufzulegen. Dabei ist  in 
der  Publikation zur Auflage ausdrücklich zu erwähnen, dass eine verbindliche Waldgrenze ge-
mäss Waldgesetz aufgelegt wird  und  damit auch Einsprachen gegen diese Waldfeststellung mög-
lich sind. Einsprachen sind nur gegen neue verbindliche Waldgrenzen möglich.  

d. Anlässlich  der  Genehmigung  der  Nutzungsplanung sind  je  ein Exemplare  der  vom Amt für  Wald  
und  Naturgefahren  (AWN)  zu genehmigenden Pläne  und  Dokumente für das  AWN,  Abteilung 
Walderhaltung Standort Bern,  und  für  die  zuständige Abteilung Walderhaltung Region Voralpen 
vorzusehen. Diese werden nach  der  Genehmigung  der  Nutzungsplanung durch das AGR  der  Ab-
teilung Walderhaltung zugestellt. 

Wir danken für  die  Kenntnisnahme und Berücksichtigung unserer Bemerkungen. Bei Unklarheiten oder 
Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  Die  Unterlagen bleiben vorerst bei uns 

Freundliche Grüsse 
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Abteilung Walderhaltung Region Voralpen 

ick vdn Büren 
	e7c  

Mitarbeiter Valdrecht 

Kopie  per Mail  
—  AWN, AWE,  Bereich Waldrecht  und  Planung 
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 30.12.2022 

Fachbericht Denkmalpflege 

Geschäfts Nr. der Bewilligungsbehörde: 2022.DIJ.3620  

 

Lützelflüh: Ortsplanungsrevision 

Vorprüfung  

 

 

1. Allgemeines 

 Beurteilungsgrundlagen: 

- Unterlagen zur Ortsplanung vom Februar 2022 

 

Gemäss dem Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS) wurden Lützelflüh, 

Ranflüh, Schufelbüel, Waldhaus und Flüelen als Dörfer/Weiler von nationaler Bedeutung bewertet. Somit 

gehören diese Orte zu den herausragenden Ortsbildern im nationalen Vergleich. Grünenmatt wurde als 

Ortsbild von regionaler Bedeutung bewertet. 

Die kantonalen Bauinventare werden zurzeit im ganzen Kanton überarbeitet. Die Überprüfung der 

Einzelobjekte sind momentan zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt und werden im nächsten Jahr 

rechtskräftig verfügt. Die Baugruppenüberprüfung ist hingegen bereits abgeschlossen und ist vorliegend. 

 

 

2. Beurteilung 

Bauinventar 

Das Bauinventar soll gemäss Art. 32 behördenverbindlich festgesetzt werden. Die von der 

Denkmalpflege bereits überarbeiteten Baugruppen wurden in der vorliegenden Planung berücksichtigt 

und als Ortsbildschutzgebiete festgesetzt. 

 

Ortsbildschutzgebiete 

Die Baugruppen des Bauinventars bilden die Grundlage für die Ausscheidung von Ortsbildschutz-

perimeter. In der vorliegenden Ortsplanung sind alle Baugruppen in die Ortsbildschutzperimeter 

integriert.  

Folgende kleine Anpassungen sind vorzunehmen:  

Grünenmatt: Der Ortsbildschutzperimeter ist östlich des Bahnhofes zur Mühle hin entsprechend der 

Baugruppe anzupassen. Die Parzellen 2677-2680 liegen in der Baugruppe, weshalb gemäss 

übergeordnetem Recht erhöhte ortsbauliche Anforderungen gelten (Einbezug KDP). Es ist deshalb 

folgerichtig, das kommunale Instrument kongruent und unmissverständlich darzustellen. Auch am 
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westlichen Rand der Baugruppe soll die gesamte Parzelle 799 in den Ortsbildschutzperimeter integriert 

werden. Dies gilt auch für die südlich angrenzenden Parzellen 2528 und 2377. Auch hier gelten aufgrund 

der Baugruppenausscheidung erhöhte ortsbauliche Anforderungen (Einbezug KDP).  

Lützelflüh: Die Parzelle 2630 am westlichen Ende der UeO Kirchplatz ist ebenfalls in den Ortsbildschutz-

perimeter zu integrieren, diese ist Bestandteil der Baugruppe.  

GV, Art. 10a ff BauG 

 

 

ISOS 

Im Anhang des Erläuterungsberichtes Kapitel 12.5.3 werden die ISOS-Ortsbilder erwähnt. Eine effektive 

Anwendung des ISOS als Instrument direkt in den Zonenplan ist jedoch nicht erfolgt. Gemäss 

Bundesgerichtsentscheiden ist das ISOS in der Nutzungsplanung zu berücksichtigen. Wenn der 

Zonenplan das ISOS nicht berücksichtigt, kommt dem ISOS im Baubewilligungsverfahren eine 

unmittelbare Bedeutung zu, sofern die Schutzziele des ISOS in der kommunalen Nutzungsplanung 

missachtet werden. Wir empfehlen dringend, die kommunale Bauordnung bezüglich den 

Vorgaben des ISOS anzupassen und als Instrument zu verwenden. 

Gemäss BewD Art. 22, Abs. 3 ist die Denkmalpflege bei Vorhaben im ISOS-Perimeter beizuziehen.  

 

Vorliegend thematisiert die OPR dieses Thema nicht, weshalb eine Überprüfung unsererseits betreffend 

Konflikte mit dem ISOS nicht abschliessend beurteilt werden kann. Eine Überlagerung des gültigen 

Zonenplans mit der ISOS-Karte zeigen auf den ersten Blick mehrere erhebliche Konflikte mit der 

Bauzone auf (siehe Grafiken unten). Für ein Ortsbild von nationaler Bedeutung sind gerade die 

Freiflächen mit dem höchsten Erhaltungsziel a von sehr wichtiger Bedeutung (römische Zahlen), 

weshalb sie gemäss ISOS auch als Flächen «Erhalten der Beschaffenheit als Kulturland oder 

Freifläche» definiert werden und als «kein Baugebiet» deklariert sind. 

 

In Ranflüh befindet sich die ZPP 8 vollumfänglich in der Umgebungszone, welche mit dem höchsten 

Erhaltungsziel a definiert ist. Da die wichtige Freifläche als Ortsbildvordergrund betroffen ist, gehen wir 

davon aus, dass diese Fläche nicht bebaut werden kann.   

 

 
ISOS-Plan Ranflüh überlagert mit dem Zonenplan. Die ZPP8 befindet sich in der ISOS-Umgebung I (rot) 

 

Im Gebiet von Lützelflüh gibt es nach der Betrachtung der Planüberlagerung ISOS und Zonenplan 

mehrere unüberbaute Gebiete, welche sich in der ISOS-Umgebung mit Erhaltungsziel a befinden. Zum 

Beispiel befindet sich die UeO Bleiche wie auch die nördlich angrenzende viergeschossige Arbeitsszone 

auf der Parzelle 2634 in der ISOS-Umgebungsrichtung VII mit dem höchsten Erhaltungsziel. Ebenso 

betrifft die westliche Arbeitszone des Kentaurareals (Aufzonung auf 30 Meter) die ISOS-

Umgebungsrichtung II von Goldbach, ebenfalls mit dem höchsten Erhaltungsziel a. Sofern eine 

Aufzonung eine schwerwiegende Beeinträchtigung des Ortsbildes zur Folge haben kann, ist ein 

Bundesgutachten erforderlich. Eine Auseinandersetzung mit den ISOS-Schutzzielen ist in der OPR 

notwendig.  
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Lützelflüh: ISOS-Plan überlagert mit dem Zonenplan. Mehrere Bauzonen befinden sich in der ISOS-Umgebung (rot) 

 

Wir gehen nicht einzeln auf die rot markierten Gebiete ein. Alle Konflikte zwischen Zonenplan und ISOS 

sind in der Ortsplanung aufzuarbeiten und entsprechende raumplanerische Massnahmen zu erarbeiten. 

Allgemein ist das ISOS in die Grundordnung zu verankern (z.B. im Ortsbildschutzperimeter, als 

Landschaftsschutzgebiete, in ZPP’s, als entsprechende Zone, etc.)  

GV (VISOS) 

 

ISOS-Umgebungszone IX und Auflösung Richtplan Kernzone Unterdorf 

Der Richtplan Unterdorf soll aufgelöst werden. Inhaltlich kann die KDP nicht darauf eingehen, da er nicht 

vorliegt und die Inhalte nicht bekannt sind. Aus dem Erläuterungsbericht ist zu entnehmen, dass dieser 

sich unter anderem für die Qualitäten in den Zwischenräumen einsetzt, welchen heute im Zuge der 

Siedlungsentwicklung nach Innen allerhöchste Prioritäten zukommt und ein brandaktuelles Thema 

darstellt. Identitätsstiftende Siedlungsstrukturen, welche massgebend den Charakter des Dorfes prägen 

(z.B. Bebauungsstruktur entlang der Dorfstrasse), sind wertvoll und sollen erhalten bleiben. Dabei sind 

dazugehörende Freiflächen und Umgebungen ausserordentlich wichtige Elemente, welche auch im Zuge 

einer qualitätsvollen Siedlungsentwicklung nach Innen Bestand haben müssen.  

Auch das ISOS definiert im östlichen Rückraum der Bebauung an der Dorfstrasse eine Umgebungszone 

IX mit dem höchsten Erhaltungsziel (Erhalten der Beschaffenheit als Kulturland oder Freifläche, kein 

Baugebiet). Wie bereits oben erwähnt, sind die Vorgaben des ISOS in der Ortsplanungsrevision 

umzusetzen.  

Die baurechtliche Situation im Rückraum ist durch verschiedene Instrumente nur schwer 

nachvollziehbar. Wenn ich die rechtskräftige UeO Zollhausmatte richtig im Kopf habe, definiert diese an 

seinem westlichen Rand hin zur Bebauung der Dorfstrasse eine Grünfläche, wohl auf der Freifläche 

hinter den Gebäuden Dorfstrasse 23 und 27, wie auch auf der Parzelle 166 (UeO-Inhalte sind nicht in 

den Unterlagen verfügbar). Diese ausgeschiedene Grünfläche nimmt die Ziele der ISOS-Umgebung IX 

auf. Vor Ort wird ersichtlich, dass die Bedeutung der bestehenden Freifläche heute noch viel höher zu 

bewerten ist und nun eine äusserst wichtige Funktion einnimmt, um einerseits die historischen 

Strukturen zu stärken (bäuerlich/gewerblich geprägte Siedlung) und andererseits die eher unspezifische 
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Bebauung Zollhausmatte abzugrenzen. Die Charakteristik und Ausdehnung der Freifläche betrifft auch 

die nördlich angrenzenden Parzellen 1663 und der westliche Teil der Parzelle 1761 (beide ausserhalb 

der UeO). Ein Zusammenwachsen der Bebauung ist aus heutiger Sicht kaum mehr ortsbildverträglich. 

Auf diese Thematik hat die KDP bereits in den Jahren 2013-2015 im Zusammenhang mit der UeO 

Zollhausmatte hingewiesen. Auch der scheinbar in die Jahre gekommene Richtplan erkennt diese 

Thematik schon in vergangener Zeit. Durch die erfolgte Bebauung kommt diesem Grünraum noch viel 

mehr Bedeutung zu! In diesen Zwischenbereichen wird sichtbar, dass die übergeordnete 

Gesamtsichtweise in Form eines Siedlungskonzeptes Unterdorf fehlt. Themen wie Siedlungsqualität, 

Zwischenräume, Ortsidentität, etc. können leider immer noch nicht mit dem Zonenplan oder 

Baureglement geregelt werden. Es ist auch nicht zielführend, diese vorherrschende Problematik in ein 

qualitätssicherndes Verfahren zu verschieben (BauR Art. 4, Abs 5). Ein Verfahren braucht zwingend 

nachvollziehbare Voraussetzungen, die heute so an diesem Standort nicht gegeben sind. Aus heutiger 

Sicht gibt es hier kaum ein Bebauungspotential, weshalb es auch kein qualitätssicherndes Verfahren 

braucht.  

Wie bereits oben erwähnt, sind im vorliegenden Fall die ISOS-Schutzziele konzeptionell aufzuarbeiten 

und mit geeigneten Instrumenten festzusetzen. 

GV (VISOS) 

 

 

Einzonungen 

Parzelle 371 

Die Einzonung der Parzelle 371 in Ranflüh (S. 35 EB) betrifft das historische Dorf und die ISOS-

Umgebungsrichtung I, welche in diesem Bereich einen Zwischenraum definiert und die Bebauung an der 

südlichen Kreuzung mit dem Rest des Dorfes abtrennt. Es ist auch hier auffällig, dass sich die OPR 

hinsichtlich öV-Erschliessung, FFF, etc. auseinandersetzt, jedoch die Fragen zum Ortsbild vollständig 

ausser Acht lässt – dies in der geschichtlich herausragenden Gemeinde Lützelflüh.  

Es ist nicht ausgeschlossen, diese Fläche zu überbauen. Es braucht jedoch eine Auseinandersetzung 

mit dem Ort. Und vor allem braucht es planerische Instrumente für erhöhte gestalterische Vorgaben, 

welche eine allfällige ortsgerechte Überbauung dieses Ortes ermöglichen. Unsere tägliche Erfahrung 

zeigt, dass ein Regelvorgehen in einem Ortsbildschutzperimeter nicht ausreicht! 

Es ist erstens aufzuzeigen, ob die Bebauung dieser Freifläche gemäss ISOS überhaupt möglich ist. 

Sofern wir zum Schluss kommen, dass diese Einzonung eine schwere Beeinträchtigung des Ortsbildes 

zur Folge haben könnte, ist für eine Einzonung ein ENHK-Gutachten eine zwingende Voraussetzung. 

Sofern eine Einzonung, und somit das Auffüllen dieses Zwischenraumes, ohne Beeinträchtigung möglich 

erscheint, sind entsprechende planerische Vorgaben auszuarbeiten, welche eine ortsverträgliche 

Bebauung sicherstellen.  

(GV, VISOS) 

 

Parzelle 874 (im EB Seite 37 fälschlicherweise 974 benannt) 

Die betroffenen Gebäude sind ursprünglich landwirtschaftliche Gebäude. Die Gebäude befinden sich in 

der wichtigen Umgebungsrichtung V gemäss ISOS mit dem höchsten Erhaltungsziel a (wichtiger 

Ortsbildhintergrund). Eine Einzonung in die Wohnzone kann eine schwerwiegende Beeinträchtigung des 

Ortsbildes zu Folge haben, weshalb dafür zwingend ein Gutachten der Bundeskommission ENHK 

einzuholen ist.  

(GV VISOS) 

 

Einzonung überbauter Teil der Parzelle Nr. 290 (Seite 38 EB) 

Mit der Einzonung soll auch der abseits stehende Speicher Brunnen 1287B eingezont werden. Da es 

sich um ein schützenswertes Baudenkmal handelt und dieses mit der Gattung «Speicher» nicht als 

Wohnnutzung eignet, ist die inselartige Einzonung fraglich. Damit nicht falsche Anreize geschaffen 

werden, soll dieser Speicher in der Landwirtschaftszone verbleiben. Grundsätzlich sollen in bäuerlich 

geprägten Weilern nur die bewohnten Gebäude gebäudenah eingezont werden. 
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Einzonung Parzelle 444 Trachselwald 

Hier besteht die gleiche Voraussetzung wie bei der Einzonung der Parzelle 290. Der schützenswerte 

Speicher Dorf 31a soll nicht eingezont werden, da er als Speicher nicht bewohnbar ist.  

 

 

Weilerzone 

Alle neu ausgeschiedenen Weilerzonen betreffen ein Ortsbild von nationaler Bedeutung. Wir sind 

grundsätzlich mit den Weilerzonen Schaufelbühl, Flüelen, Waldhaus und Hinterdorf Ranflüh 

einverstanden. Einzig in Schaufelbühl erstreckt sich die ausgeschiedene Weilerzone im Osten des 

Weilers über die ISOS-Baugruppe hinweg und deckt auch das EFH ab, welches in der Umgebungs-

richtung mit Erhaltungsziel a steht (Parz. 1891). Aus dem Erläuterungsbericht geht nicht hervor, dass 

hier eine Auseinandersetzung mit dem ISOS stattgefunden hat. Damit die wichtige ISOS-Umgebung 

berücksichtigt wird, ist die Ausdehnung der Weilerzone der ISOS-Baugruppe anzupassen.  

 

Umzonungen im Bereich der ZöN 3 Schulanlage und Parkierung in Lützelflüh 

Wie oben erwähnt betrifft die ZöN die ISOS-Umgebungsrichtung mit dem höchsten Erhaltungsziel a. 

Leider wurde auch hier das ISOS in der vorliegenden OPR nicht berücksichtigt, weshalb wir dieser 

Umzonung nicht zustimmen können. Wir gehen davon aus, dass eine Schulerweiterung auf diesem 

Areal durchaus mit dem ISOS in der Wahrnehmung als Freifläche zu vereinbaren wäre. Wenn nun einen 

Teil der Fläche zur Wohnbebauung geschlagen wird, hätte das grosse Auswirkungen auf eine spätere 

Bebauung er ZöN als Schulerweiterung. Es ist aufzuzeigen, in welchem Bereich und in welchem Umfang 

eine Freifläche gemäss ISOS – resp. eine Bebauung als Schulanlage – auszuscheiden ist. Erst mit 

einem ortsbaulichen Bebauungskonzept könnte allenfalls einer Umzonung zugestimmt werden.  

(GV, VISOS) 

 

Baureglement 

Art. 4, Abs. 5 

Wie bereits oben erwähnt, ist über die erwähnten Parzellen die ISOS Umgebungszone als Freifläche zu 

berücksichtigen. Die Berücksichtigung des ISOS kann nicht in ein nachgelagertes Verfahren verschoben 

werden. Zudem ist fraglich, warum nur über die erwähnten Parzellen Nrn. 164, 1663 und 1761 ein 

qualitätssicherndes Verfahren gefordert wird. Jede bauliche Entwicklung in der Baugruppe (resp. 

Ortsbildschutzperimeter) sind im ähnlichen Masse ortsbildrelevant, also müssten auch bei Bauvorhaben 

in Nachbarsparzellen ein gleiches Verfahren gefordert werden.  

 

Art. 17, ZPP5 

Die Parzelle 2554 befindet sich in der Bauinventar-Baugruppe und betrifft die ISOS-Baugruppe 0.1 

(Oberdorf) mit Erhaltungsziel A. Für die Entwicklung dieses südlichen Teils der ZPP ist die kantonale 

Denkmalpflege beizuziehen, dies ist in den ZPP-Vorschriften zu verankern.  

 

Art. 18, ZPP 6 

Es handelt sich um eine Schlüsselparzelle für die Visitenkarte von Lützelflüh. Sie liegt einerseits am 

Bahnhof und andererseits macht diese den Auftakt zum Dorf. Sie liegt zwar nicht in der Bauinventar-

Baugruppe, befindet sich jedoch im ISOS-Gebiet 2 (Unterdorf). Wir empfehlen über dieses für das 

Ortsbild sehr wichtige Gebiet ein qualitätssicherndes Verfahren in der ZPP einzufordern.  

 

Art. 28. Abs. 2, Dachaufbauten 

Die Dachlandschaft ist ein wichtiger Bestandteil der wertvollen Ortsbilder. Grosse Dachaufbauten führen 

zu einer Auflösung der einzelnen Dachflächen und damit zu einer unruhigen Dachlandschaft. Besonders 

auf eingestuften Objekten sowie in Baugruppen wird dadurch die ruhige Dachlandschaft gestört und das 

äussere Ortsbild beeinträchtigt (damit würden die Ziele des Art. 33 Ortsbildschutzgebiet vom BauR 

missachtet). Weiter verstärken neu erstellte Dachaufbauten die Wirkung der Dachfläche im Gesamtbild 
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eines Gebäudes. Dachflächen mit einem proportional so hohen Anteil an Dachaufbauten waren 

historisch nicht üblich.  

Entsprechend sollen sich neue Dachaufbauten dem architektonischen Gesamtbild unterordnen. Dabei 

bezieht sich der Ortsbildschutz nicht nur auf die K-Objekte, wie dies im Art. 28 zu deuten ist. Vielmehr 

sind gemäss Art. 10a BauG auch Baugruppen Baudenkmäler.  Die nachfolgenden Vorgaben 

entsprechen unseren grundsätzlichen Forderungen im Baubewilligungsverfahren, welche sich aus der 

langjährigen Erfahrung konsolidiert haben und im Sinne einer unité de doctrine seitens unsere 

Fachstelle im ganzen Kanton einheitlich praktiziert werden. Das Baureglement ist deshalb gemäss dem 

kantonalen Musterbaureglement wie folgt zu präzisieren: 

In Ortsbildschutzgebieten und bei schützens- und erhaltenswerten Baudenkmälern darf die Gesamtlänge 

der Dachaufbauten 1/3 der Fassadenlänge des obersten Geschosses nicht überschreiten. 

Dacheinschnitte sind bei K-Objekt nicht zulässig. 

(GV, BauG Art. 10a ff) 
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